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»Das Dach repariert man,  
wenn die Sonne scheint«
von n Joachim Bischoff und Axel Troost

uns keine Stunden des Müßiggangs und keine leeren Fabriken 
leisten, während wir auf das Ende einer Rezession warten. Wir 
müssen der Welt zeigen, was eine freie Wirtschaft leisten kann 
– nämlich Arbeitslosigkeit reduzieren, die ungenutzte Kapazi-
tät aktivieren und ein größeres wirtschaftliches Wachstum im 
Rahmen einer gesunden Finanzpolitik und relativer Preissta-
bilität fördern.«1

Bereits ein Jahr später waren Erfolge der großen Anstrengung 
in der US-Gesellschaft sichtbar. Gleichwohl warnte Kennedy 
vor einem Aussetzen der Erneuerungsbewegung: »Vergessen 
wir nicht, dass wir in den letzten sieben Jahren drei Rezessio-
nen erlitten haben. Die Zeit, das Dach zu reparieren, ist, wenn 
die Sonne scheint ...«2

Zehn Jahre nach der Finanzkrise 2007 hat sich die Weltwirt-
schaft etwas erholt. Die Chefin des Internationalen Währungs-
fonds (IWF), Christine Lagarde, warnte auf dessen Herbsttref-
fen 2017 in Anknüpfung an J.F. Kennedy vor verfrühter Freude. 

John F. Kennedy übernahm im Jahr 1961 die US-Präsident-
schaft, als die Wirtschaft unübersehbar in Schwierigkeiten 
steckte. Der neue Präsident argumentierte: »Der Zustand un-
serer Wirtschaft ist beunruhigend. Wir übernehmen die Regie-
rungsgeschäfte nach sieben Monaten der Rezession, nach drei-
einhalb Jahren nachlassender Wirtschaftstätigkeit, nach sieben 
Jahren des verminderten wirtschaftlichen Wachstums und nach 
neun Jahren sinkender Einnahmen der Farmer. Die Konkurs-
anmeldungen haben ihren höchsten Stand seit der großen De-
pression erreicht. Seit 1951 ist das Farmereinkommen um 25% 
herab gedrückt worden. Mit Ausnahme einer kurzen Zeitspanne 
im Jahr 1958 hat die Zahl der Arbeitslosen den höchsten Stand 
unserer Geschichte erreicht. Von etwa fünfeinhalb Millionen ar-
beitslosen Amerikanern bemühen sich über eine Million schon 
seit mehr als vier Monaten um Arbeit … Unsere Erholung von 
der Rezession im Jahr 1958 war unvollständig.« Kennedy re-
präsentierte einen gesellschaftlichen Aufbruch: »Wir können 
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Ihre Botschaft lautete: Die Weltwirtschaft kommt wieder auf 
Touren – doch der Aufschwung ist kein Selbstläufer. Die Re-
gierungen sollten u.a. dafür sorgen, dass mehr Menschen von 
den Wohlstandsgewinnen profitieren. Lagarde rief dazu auf, die 
günstigen Konjunkturaussichten zu Strukturreformen und zum 
Schuldenabbau zu nutzen.

Der EU-Präsident Jean-Claude Juncker griff bei der Präsen-
tation seiner Reformvorstellungen zur Europäischen Union im 
Dezember 2017 auch auf das Bild des richtigen Zeitpunkts von 
Dach-Reparaturen zurück: Um das Ziel, eine »geeintere, effi-
zientere und demokratischere« Wirtschafts- und Währungs-
union zu erreichen, gebe die noch gute Wirtschaftslage die Mög-
lichkeit.3 Die Analogie ist treffend: Nach Jahren einer fragilen 
Erholung wachsen die Wirtschaften in der Euro-Zone und der 
EU wieder. Die Wirtschaftslage hat sich in den letzten Monaten 
deutlich erholt, gleichwohl hat die Währungsunion erhebliche 
Löcher im Dach und ein marodes Fundament. Die Erholung ist 
neben der Lockerung der Austeritätspolitik – dank flexiblerer 
Interpretation der Haushalts- und Verschuldungsregelungen so-
wie dem offensiven Einsatz von europäischer Investitionsbank 
und Junckerfonds – vor allem der expansiven Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank (EZB) zu verdanken.

Im Zuge der Krisenbewältigung sind wichtige Strukturre-
formen umgesetzt worden: Mit dem Europäischen Stabili-
sierungsmechanismus (ESM) wurde ein Rettungsschirm ge-
schaffen, der Mitgliedstaaten in finanzieller Notlage gegen 
wirtschaftliche Auflagen beispringen kann, wenn die Finanz-
stabilität im Euroraum gefährdet ist. Außerdem wurde eine 
Bankenunion gegründet und der Weg zu einer Kapitalmarkt-
union angelegt. Die von der Krise am härtesten getroffenen Mit-
gliedstaaten mussten allerdings wachstumsbremsende Austeri-
tätsmaßnahmen umsetzen, etwa am Arbeitsmarkt und bei der 
Neujustierung von Sozialleistungen, um ihre Länder vor dem 
Ausscheiden aus der Währungsunion zu bewahren.

Im Juli 2012 erklärte EZB-Präsident Mario Draghi: Innerhalb 
ihres Mandats sei die EZB bereit, zu tun, was immer es brauche 
(»whatever it takes«), um den Euro zu erhalten. Seither hat sich 
die Bilanzsumme der EZB um ein Drittel erhöht und der Einla-
genzinssatz ist negativ geworden. Die unkonventionelle Geld-
politik hat die Finanzmärkte beruhigt, sie hat aber die wirt-
schaftlichen und finanziellen Strukturprobleme nicht kuriert 
und zudem schädliche Nebenwirkungen. Wenn Finanzierungs-
kosten zu niedrig sind, führt das zu Fehlinvestitionen und schafft 
den Nährboden für neue Wertberichtigungen und Krisen.

Angela Merkel sieht die Entwicklung der EU (vgl. Abbildung 
1) optimistisch. Gemeinsam mit Emmanuel Macron bekannte 
sie sich zu den anstehenden Reformen sowie zur Vollendung der 
Banken union. Man werde die noch bestehenden Differenzen 
überwinden: »Der Wille ist da. Das ist das Entscheidende.« Man 
brauche eine größere wirtschaftliche Konvergenz der Euro-Staa-
ten. Sie sei offen dafür, dass man in der Währungszone dafür 
mehr Geld zur Verfügung stelle, den Mittelzufluss aber an Kon-
ditionen knüpfe. Bis März soll klar sein, wie kurzfristige Schritte 
aussehen könnten. Im Juni 2018 sollten dann auch langfristige 
Reformen beredet werden.

Kein Zweifel, die Finanz- und Staatsschuldenkrise von 2008 
hat die Schwachstellen der EWU schonungslos offengelegt: 

Fehlentwicklungen in den Mitgliedstaaten, die sie wirtschaft-
lich verwundbar machten, und Konstruktionsmängel im insti-
tutionellen Aufbau. Der Euro, die vermeintliche Krönung der 
europäischen Integration, steht heute im Zentrum von Euro-
pas Krise. Die Mitverantwortung der EU an den sozio-ökono-
mischen Defiziten in den Nationalstaaten wurde durch die Ein-
führung des Euro verstärkt. Die Einheitswährung erweiterte 
dank niedrigen Zinsen und hohen Krediten in vielen Ländern 
die Spielräume für Missbräuche, Blasenbildungen und Verschul-
dung. Sie verstärk te Fehlanreize für verantwortungsloses Han-
deln und erlaubte es nationalen Politikern und Bankern, die Ver-
antwortung auf die europäische Ebene abzuschieben.

Der anstehende Austritt Großbritanniens ist auch für die ver-
bleibenden Mitglieder der EU und die Eurozone eine schwer-
wiegende Herausforderung. Selbst die Regelungen der Austritts- 
und Nachfolgebedingungen stellen sich für die 27 verbleibenden 
Mitgliedsländer und das ausscheidende britische Königsreich 
als kaum lösbares Problem dar. Der Austritt stellt die bishe-
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1: 1957, Gründung der EU: Belgien, BRD, Frankreich, Italien, Luxemburg, 
Niederlande
2: 1973; erste Erweiterung: Dänemark, Großbritannien, Irland
3: 1981, zweite Erweiterung: Griechenland
4: 1986, dritte Erweiterung: Portugal, Spanien
5: 1999, Wiedervereinigung Deutschlands
6: 1995, vierte Erweiterung: Finnland, Österreich, Schweden
7: 2004, fünfte Erweiterung: Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, 
Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn, Zypern
8: 2007, sechste Erweiterung: Bulgarien, Rumänien
9: 2013, siebte Erweiterung: Kroatien
10: 2016, Brexit: Großbritannien stimmt für Austritt aus der EU
11: 2020, geschätzte Bevölkerungsentwicklung der Vereinten Nationen (UN)

Quelle: Eurostat, Bundeszentrale für politische Bildung, Vereinte Nationen (UN), info.Bild.de

Abb. 1: So wuchs die Europäische Union
Das Bevölkerungswachstum der Europäischen Union von der Gründung 
1957 bis 2020 in Mio. Einwohnern

Joachim Bischoff ist Mitherausgeber von Sozialismus, Axel Troost ist stell-
vertretender Vorsitzender der Partei DIE LINKE.

1 Rede zur Lage der Nation vor dem US-Kongress (Washington, D.C., 30. 
Januar 1961)

2 2. Rede zur Lage der Nation vor dem US-Kongress (Washington, D.C., 
11. Januar 1962).

3 Juncker fordert Euro-Finanzminister; www.mdr.de/nachrichten/ 
politik/ausland/juncker-fordert-euro-finanzminister-100.html.
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rigen Regelungen für den gemeinsamen Haushalt der Mitglied-
staaten infrage.

Das europäische Haus könnte wetterfest gemacht werden, da-
mit es zukünftigen Stürmen trotzen kann. Das ist der Sinn der 
neuen Diskussion über die Zukunft Europas. Beim eigentlichen 
Ziel, den Euro »krisenfester« zu machen, sind sich die Regie-
rungschefs und die führenden EU-Politiker weitgehend einig. 
Doch das Misstrauen, dass letztlich besser wirtschaftende Län-
der für die Fehler, Versäumnisse und Schulden anderer haf-
ten sollen (»Transferunion«), ist groß. Steht Europa vor einer 
Grundsatzentscheidung zwischen einer Stärkung des Prinzips 
der nationalen Eigenverantwortung, wie es im Maastricht-Ver-
trag angelegt ist, und einer stärkeren fiskalischen Integration?

Bei dem Euro-Gipfel Mitte Dezember 2017 haben sich die 
Staats- und Regierungschefs der 27 EU-Staaten (alle außer 
Großbritannien) im Wesentlichen auf einen Zeitplan für das wei-
tere Vorgehen verständigt. Die Gipfelteilnehmer hätten seinem 
Vorschlag zugestimmt, dass sich die Finanzminister in den näch-
sten sechs Monaten auf jene Gebiete konzentrieren sollten, auf 
denen die Konvergenz der Ansichten am größten sei, sagte der 
EU-Ratspräsident Donald Tusk. Konkret nannte er ein schritt-
weises Vorangehen bei der Vollendung der Bankenunion und 
die Umwandlung des Euro-Krisenfonds ESM in »den sogenann-
ten Europäischen Währungsfonds«. Zu den nach wie vor strit-
tigen Ideen gehören etwa die Einsetzung eines europäischen 
Wirtschafts- und Finanzministers, eine »Fiskalkapazität« der 
Euro-Zone (für die es unterschiedlichste Vorstellungen bis hin 
zu einem Euro-Zonen-Haushalt gibt) oder ein Insolvenzme-
chanismus für Staaten. Laut den Plänen von Tusk (»Leader’s 
Agenda«) soll bis zum Juni 2018 für die ersten Reformen ein 
Einstieg beschlossen werden.

Bis im März 2018 wollen sich auch Deutschland und Frank-
reich bilateral verständigen – dies vereinbarten Emmanuel Ma-

cron und Angela Merkel nach dem Gipfel. In der Vergangenheit 
hatte es in zentralen Fragen – etwa bezüglich der Struktur der 
Europäischen Zentralbank oder des Stabilitätspakts – selten ei-
nen gemeinsamen Ausgangspunkt der beiden Staaten gegeben.  
Macron, der vor kurzem für einen umfangreichen Euro-Zonen-
Haushalt plädiert hat, betonte: »Wir brauchen ein starkes, sta-
biles Deutschland, um voranzugehen.« 

Es geht also in den nächsten Monaten um fünf Themenblö-
cke:
n Europäischer Währungsfonds
 Es gibt unter den Mitgliedern der Eurozone breite Unterstüt-

zung dafür, den Euro-Krisenfonds ESM schrittweise zu einem 
Europäischen Währungsfonds (EWF) auszubauen. Dieser 
könnte bei einer künftigen Finanzierungskrise eines Euro-
Staats eine zentrale Rolle übernehmen. Er könnte einen Hilfs-
kredit gewähren, ohne dass ergänzend der IWF Geld leihen 
müsste. Die Aushandlung und Überwachung der Reform-
auflagen könnte er in Ablösung des bisherigen Troika-For-
mats zusammen mit der EU-Kommission übernehmen. Auf 
wenig Begeisterung der Finanzminister gestoßen ist dage-
gen Junckers Idee, den bisher auf einem zwischenstaatlichen 
Vertrag der Euro-Staaten beruhenden ESM auf eine Basis 
im EU-Recht zu stellen und ihn so ins institutionelle Gefüge 
der EU zu integrieren. Bei der Transformation in einen EWF 
besteht indes folgendes Problem: Die Entscheidungsgewalt 
über die »Gemeinschaftskasse« soll nach Brüssel wandern, 
der EWF von Europaparlament und/oder Kommission kon-
trolliert werden. Bislang bestimmen die Mitgliedstaaten: Be-
antragen pleitebedrohte Euroländer Finanzhilfen, brauchen 
sie die Zustimmung aller Finanzminister und müssen deren 
Auflagen erfüllen. Zudem müssen in vielen Ländern auch die 
nationalen Parlamente zustimmen.

n Bankenunion
 Ebenfalls Unterstützung gibt es dafür, den ESM als finan-

zielles Sicherheitsnetz (»Backstop«) für den gemeinsamen 
Bankenabwicklungsfonds einzusetzen. Letzterer wird aus 
Bankenbeiträgen finanziert und kommt zum Einsatz, wenn 
bei der Abwicklung einer maroden Bank das »Bail-in« der 
Aktionäre und Gläubiger nicht ausreichen sollte. Überfor-
dert ein großer Fall diesen Fonds, könnte ihm der ESM ei-
nen Überbrückungskredit gewähren. Hinzu kommt nach Jun-
ckers Vorstellungen, dass der Fonds auch Pleitebanken retten 
soll. So schlägt die Kommission vor, dass der Fonds notlei-
dende Banken direkt mit Milliarden aus öffentlichen Kassen 
stützt. Deutschland wehrt sich seit Jahren gegen entspre-
chende Begehrlichkeiten aus Südeuropa.

  Gleichfalls kontrovers ist bis jetzt die Idee, in der Banken-
union die gemeinsame Bankenaufsicht und -abwicklung 
durch eine gemeinsame Einlagenversicherung zu ergänzen. 
Ein von Berlin angeführtes Lager pochte stets darauf, vor ei-
ner weiteren Vergemeinschaftung von Risiken im Banken-
sektor diese Risiken einzudämmen, z.B. durch den Abbau 
der »faulen« Kredite.

n Fiskalkapazität
 Stark umstritten ist, ob die Euro-Zone einen eigenen Haus-

halt haben soll. Während Macron ein aus Steuern finanziertes 
Euro-Zonen-Budget und Juncker eine Euro-Zonen-Budget-
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linie im EU-Haushalt vorschweben, halten manche Nordeu-
ropäer beides für überflüssig. Für Transfers an schwächere 
Staaten gäbe es bereits die Kohäsionspolitik, für Investitionen 
die Förderbank EIB und den Juncker-Plan, sagt auch ESM-
Chef Klaus Regling. Stattdessen plädiert er für einen schon 
länger diskutierten Mittelweg: für einen Geldtopf von 100 bis 
200 Mrd. Euro zur Abfederung unverschuldeter Schocks, die 
nur einzelne Euro-Staaten treffen. Der »Notfallfonds« (Höhe: 
60 Mrd. Euro) könnte zur »Stabilisierung« bei Krisen in ein-
zelnen Ländern eingesetzt werden. Problem: Wer diesen fül-
len soll, ist völlig unklar. Auf Deutschland dürften die größ-
ten Erwartungen ruhen.

	  Als Mitglied der Währungsunion könnte ein Mitgliedsland 
nicht auf geldpolitische Maßnahmen zurückgreifen. In die-
sem Fall wäre ein Euro-Zonen-Hilfsfonds sinnvoll. Er würde 
von den Euro-Staaten einmal gefüllt und könnte bei Bedarf 
rückzahlbare Darlehen gewähren (z.B. als »rainy-day fund« 
oder als ergänzende Arbeitslosenversicherung). So käme es 
weder zu einem jährlichen Budget noch zu permanenten 
Transfers oder zur Vergemeinschaftung von Schulden.

n Überwachung der Finanzpolitik
 Zu den Schwächen der Euro-Zone zählt die mangelnde Re-

spektierung der Stabilitätspakt-Regeln für die nationalen 
Staatsdefizite und die Verschuldung. Hier zeichnet sich bis 
jetzt keine grundlegende, überzeugende Lösung ab. Disku-
tiert wird immerhin über eine Vereinfachung des über die 
Jahre immer komplizierter gewordenen Regelwerks. Dabei 
besteht ein Zielkonflikt zwischen einfachen Vorgaben und 
der Rücksichtnahme auf den individuellen Fall.

n Euro-Finanzminister
 Macron spricht sich für einen europäischen Finanzminister 

aus, Juncker für die Verschmelzung der bisher getrennten 
Posten des EU-Wirtschaftskommissars und des Chefs der 
Euro-Gruppe. Doch letzteres würde unterschiedliche Rol-
len vermischen, und für einen echten Finanzminister mit 
Durchgriffsrechten gegenüber nationalen Haushalten und 
eigenem Euro-Budget zeichnet sich unter den Staaten keine 
Bereitschaft ab. Noch am ehesten denkbar scheint eine Stär-
kung des Chefs der Euro-Gruppe, dem z.B. die Vertretung 
der Euro-Zone in internationalen Gremien übertragen wer-
den könnte.

Grob vereinfacht sind in der Diskussion zwei Frontlinien auszu-
machen: Die eine verläuft zwischen Südeuropa, das mehr Trans-
fer und Solidarität einfordert, und Nordeuropa, das die natio-
nale Eigenverantwortung betont. Die andere liegt zwischen der 
EU-Kommission, die die eigene Rolle auszubauen sucht und 
Lösungen auf Basis des EU-Rechts anstrebt, und den Mitglied-
staaten, die mit dem etwa beim ESM verfolgten zwischenstaat-
lichen Ansatz ganz zufrieden sind. Münden dürfte die Debatte 
in kleinere Schritte, die viel weniger weit gehen als von Macron 
oder Juncker gefordert, und Rücksicht nehmen auf nordeuro-
päische Bedenken.

Fraglich ist, ob sich der von Tusk konzipierte Zeitplan ein-
halten lässt. Die EU hatte erwartet, dass sich nach den Wahlen 
in Frankreich und Deutschland ein Zeitfenster für Reformen 
bis zum Brexit und zu den Europawahlen 2019 öffnen werde. 
Doch während Macron die Vision eines gestärkten Europas ver-

folgt, zieht sich die deutsche Regierungsbildung hin. Und ohne 
Deutschland, das Schwergewicht des nordeuropäischen Lagers, 
können nur schwer wichtige Weichen für die Euro-Zone ge-
stellt werden.

Aber: Die europäische Sozialdemokratie ist vielfach eben 
keine wichtige Triebkraft für eine Reform der EU. Der Vorschlag 
des SPD-Vorsitzenden Martin Schulz, bis 2025 die »Vereinigten 
Staaten von Europa« zu gründen und alle Staaten, die dies nicht 
wollen, aus der EU zu werfen, illustriert die Abgehobenheit der 
politischen Programmatik insgesamt. Bei der gleichsam krampf-
haften Suche nach Visionen zur Rekonstruktion des Mythos von 
der linken Volkspartei übersehen die Sozialdemokraten die An-
forderungen der Gegenwart. Gerade dort, wo die Sozialdemo-
kratie einmal stark war, in der Gegenwartsanalyse, ist sie heute 
besonders schwach. Dies gilt im Übrigen auch für die linken 
Alternativen zur Sozialdemokratie, die sich mit der modernen 
Rechten teilweise einen Wettbewerb in Forderungen zur Auflö-
sung der europäischen Staatengemeinschaft liefern.

Die erste Phase der Globalisierung hat, getrieben durch die 
Industrialisierung, schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts dazu 
geführt, dass immer mehr Lohnabhängige die Reichen immer 
reicher gemacht haben. Kurz vor dem Ersten Weltkrieg zeigte 
sich im Deutschen Reich – wie in anderen kapitalistischen Me-
tropolen – eine tiefe, unüberbrückbare soziale Kluft. Die Jahr-
zehnte der Industrialisierung hatten Arbeitern zwar höhere 
Löhne beschert, Gutverdiener aber reich gemacht. 1913 entfie-
len auf die obersten 10% der Haushalte rund 40% aller Einkom-
men (Alvaredo u.a. 2017). 

Der Skandal: Weil sich Deutschland nach Dekaden der An-
näherung zuletzt wieder deutlich sozial gespalten hat, verein-
nahmen die Bestverdiener inzwischen erneut einen genauso ho-
hen Anteil vom gesellschaftlichen Reichtum wie 1913. Anders 
gesagt: Deutschland ist heute so ungleich wie vor 100 Jahren. 
Doch statt als Linke diese programmatische Gelegenheit zu nut-
zen, verlegte sich die SPD zunehmend darauf, enttäuschte An-
hängerInnen, oder solche, die Fragen nach der Gerechtigkeit 
stellen, als »Rechte« zu bezeichnen.

Merkel und Macron glauben, die bestehenden Differenzen 
in der EU überwinden zu können. Auch die politische Linke ist 
durch die absehbare Agenda in Europa herausgefordert. Die 
mittel- und längerfristige Vision und Perspektive ist die Über-
windung des gegenwärtigen Hybridcharakters der Euro-Zone 
durch die Entwicklung einer europäischen Volkswirtschaft (eu-
ropäischer Gesamtreproduktionsprozess) mit grenzüberschrei-
tenden Wirtschaftsregionen für reproduktiven Wert- und Stoff-
ersatz und die Vollendung der europäischen Föderation durch 
eine durch Wertschöpfungsprozesse und Transfers abgesicherte 
Sozialunion, die gleichwertige Lebensverhältnisse in den betei-
ligten Staaten und ihre Regionen anzielt und gewährleis tet. Im 
Zusammenhang mit einer derartigen Fortentwicklung einer öko-
nomisch konsolidierten Euro-Zone zu einer europäischen Volks-
wirtschaft sind auch die Beitrittsmöglichkeiten für weitere EU-
Länder wieder zu eröffnen.

Die Krisenphänomene sind nicht in erster Linie der Brüsseler 
EU-Bürokratie in die Schuhe zu schieben. Sie erfolgen primär 
aus dem Druck von Globalisierung und technischem Wandel 
sowie dem Versagen nationaler Politik in den Mitgliedstaaten 
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– auch in Großbritannien. Die Finanz- und Bankenkrise hatte 
ihren Ursprung in mangelnder Regulierung und Aufsicht der 
nationalen Finanzplätze und in dem verantwortungslosen Ge-
baren vieler Banken. Überbordende Staatsschulden hätten von 
den nationalen Regierungen im Zaum gehalten werden müs-
sen, wie das sogar von den – schamlos missachteten – euro-
päischen Regeln gefordert wird. Korruption und Reformunfä-
higkeit sind Erscheinungsformen nationaler und kommunaler 
Politik in den Mitgliedsländern. Es ist aber keine Erneuerung 
des europäischen Hauses, wenn Strukturanpassungen der natio-
nalen Ökonomien in der Euro-Zone durch eine in ökonomische 
Depression führende Lohnsenkungs- und Austeritätspolitik 
erzwungen werden sollen. Europa braucht einen sozial-ökolo-
gischen Umbau und ein wirtschaftlich nachhaltiges Wachstum. 
Die Führungsrolle Deutschlands, die bislang in der massiven 
Durchsetzung von Austeritätsregimen besteht, muss überwun-
den werden, indem sich die ökonomische Hegemonialmacht von 
ihrer auf Leistungsbilanzüberschüsse (und damit auf Auslands-
verschuldung und Export von Arbeitslosigkeit) ausgerichteten 
Wirtschaftspolitik verabschiedet und eine tendenziell ausgegli-
chene Leistungsbilanz anstrebt.

Die neoliberale Austeritäts- und Geldpolitik hatte massive 
Schattenseiten. Die grundlegenden Probleme, die geholfen ha-
ben, dass die Kreditrisiken zunehmen, sind nicht entschieden 
angegangen worden. Das Wirtschaftswachstum in den Indus-
triestaaten blieb daher sehr enttäuschend. Außerdem hat sich 
die soziale Ungleichheit erhöht. Im Endergebnis dieser Ent-
wicklungen kommt es dazu, dass – bezogen auf die kapitalisti-
schen Hauptländer – das reichste Zehntel der Einkommensbe-
zieher ein Viertel bis ein Drittel des Gesamteinkommens erzielt 
und das obere Zehntel der Vermögensbesitzer zwischen 50 und 
70% des Gesamtvermögens besitzt. Dieser bedrohlich gewor-
dene Strukturwandel des Kapitalismus führt zu massiven Ak-
kumulations- und Wachstumsabschwächungen und dazu, dass 
die Eigentümer dauerhaft mehr Macht über diejenigen entwi-
ckeln, die vom Verkauf der Arbeitskraft leben. Dies zusammen-
genommen heißt auch, dass eine große Zahl von BürgerInnen 
nicht mehr daran glaubt, dass der Kapitalismus oder »das Sys-
tem« ihnen etwas bringt.

Die Infragestellung der Europäischen Union, bedingt teils 
durch eine intransparente und unsoziale Politik der europä-
ischen wirtschaftlichen und politischen Eliten, teils als Projek-
tionsfläche des erstarkten Rechtspopulismus, bedeutet, dass die 
politische Linke die Europa-Frage auch künftig als prioritäres 
Problemfeld behandeln muss.

Mit einer engagierten, realistischen proeuropäischen Orien-
tierung könnte sich die Linke in die politische Debatte um die 
Perspektive Europas einbringen und bestehende Vorschläge, 
wie sie u.a. auch vom französischen Präsidenten vorgelegt wer-
den, dort stützen, wo sie eine Perspektive für eine Reformalter-
native beinhalten.
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